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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

§ 1

Das Gesetz über den Bebauungsplan Hausbruch 19/Heim-
feld 26 vom 10. Juli 1972 (HmbGVBl. S. 132), zuletzt geändert
am 4. November 1997 (HmbGVBl. S. 494, 495), wird wie folgt
geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung des
Gesetzes über den Bebauungsplan Hausbruch 19/Heim-
feld 26“ wird dem Gesetz hinzugefügt.

2. In § 2 wird der bisherige Text der Festsetzung Nummer 1
und folgende Nummer 2 angefügt:

„2. Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe, soweit
sie nicht mit Kraftfahrzeugen, Booten, Möbeln, Teppi-
chen und sonstigen flächenbeanspruchenden Artikeln
einschließlich Zubehör oder mit Baustoffen, Werkzeu-
gen, Gartengeräten und sonstigem Bau- und Gartenbe-
darf handeln, diese Artikel ausstellen oder lagern, un-
zulässig.

Verordnung
zur Änderung des Gesetzes

über den Bebauungsplan Hausbruch 19/Heimfeld 26
Vom 14. August 2012

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absätze 1
und 3 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256), und § 1 der Weiterübertra-
gungsverordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481),
zuletzt geändert am 29. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 213), wird ver-
ordnet:
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Hamburg, den 14. August 2012.

Das Bezirksamt Harburg

2.1 Bordelle und bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und
Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen oder
auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet
ist, sind unzulässig.

2.2 Ausnahmen für Spielhallen und ähnliche Unterneh-
men im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, Wett-
büros sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren
Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit
sexuellem Charakter ausgerichtet ist, werden ausge-
schlossen.

2.3 Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung in der Fas-
sung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geän-
dert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479).“

§ 2
Die Begründung zur Änderung des Bebauungsplans wird

beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

§ 3
Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann beim örtlich zu-
ständigen Bezirksamt während der Dienststunden kosten-
frei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtli-
che Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Bebauungsplans schriftlich
gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind.
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§ 1
Die Verordnung über den Bebauungsplan Hausbruch

4/Heimfeld 10 vom 28. Juli 1964 (HmbGVBl. S. 163) wird wie
folgt geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung der
Verordnung über den Bebauungsplan Hausbruch 4/Heim-
feld 10“ wird der Verordnung hinzugefügt.

2. In § 2 wird folgende Nummer 6 angefügt:
„6. Für den in der Anlage schraffiert dargestellten Bereich

gilt:
6.1 Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe, soweit

sie nicht mit Kraftfahrzeugen, Booten, Möbeln, Teppi-
chen und sonstigen flächenbeanspruchenden Artikeln
einschließlich Zubehör oder mit Baustoffen, Werkzeu-
gen, Gartengeräten und sonstigem Bau- und Gartenbe-
darf handeln, diese Artikel ausstellen oder lagern, un-
zulässig.

6.2 Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne von 
§ 33 i der Gewerbeordnung, Wettbüros, Bordelle und
bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und Geschäfts-
räume, deren Zweck auf Darstellungen oder auf Hand-
lungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, sind
unzulässig.“

§ 2
Die Begründung zur Änderung des Bebauungsplans wird

beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

§ 3
Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann beim örtlich zu-
ständigen Bezirksamt während der Dienststunden kosten-
frei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtli-
che Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Bebauungsplans schriftlich
gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Hausbruch 4/Heimfeld 10
Vom 14. August 2012

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 14. Juni
2011 (HmbGVBl. S. 256), und § 1 der Weiterübertragungsver-
ordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt
geändert am 29. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:

Hamburg, den 14. August 2012.

Das Bezirksamt Harburg
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§ 1
Die Verordnung über den Bebauungsplan Hausbruch 11

vom 26. April 1966 (HmbGVBl. S. 127) wird wie folgt geän-
dert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung der
Verordnung über den Bebauungsplan Hausbruch 11“ wird
der Verordnung hinzugefügt.

2. In § 2 wird folgende Nummer 3 angefügt:
„3. Für den in der Anlage schraffiert dargestellten Bereich

gilt:
3.1 Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe, soweit

sie nicht mit Kraftfahrzeugen, Booten, Möbeln, Teppi-
chen und sonstigen flächenbeanspruchenden Artikeln
einschließlich Zubehör oder mit Baustoffen, Werkzeu-
gen, Gartengeräten und sonstigem Bau- und Gartenbe-
darf handeln, diese Artikel ausstellen oder lagern, un-
zulässig.

3.2 Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne von 
§ 33 i der Gewerbeordnung, Wettbüros, Bordelle und
bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und Geschäfts-
räume, deren Zweck auf Darstellungen oder auf Hand-
lungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, sind
unzulässig.“

§ 2
Die Begründung zur Änderung des Bebauungsplans wird

beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

§ 3
Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann beim örtlich
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtli-
che Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Bebauungsplans schriftlich
gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Hausbruch 11
Vom 14. August 2012

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 14. Juni
2011 (HmbGVBl. S. 256), und § 1 der Weiterübertragungsver-
ordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt
geändert am 29. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:

Hamburg, den 14. August 2012.

Das Bezirksamt Harburg
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§ 1
Die Verordnung über den Bebauungsplan Hausbruch 12

vom 12. September 1967 (HmbGVBl. S. 276) wird wie folgt
geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung der
Verordnung über den Bebauungsplan Hausbruch 12“ wird
der Verordnung hinzugefügt.

2. In § 2 wird folgende Nummer 3 angefügt:
„3. Für den in der Anlage schraffiert dargestellten Bereich

gilt:
3.1 Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe, soweit

sie nicht mit Kraftfahrzeugen, Booten, Möbeln, Teppi-
chen und sonstigen flächenbeanspruchenden Artikeln
einschließlich Zubehör oder mit Baustoffen, Werkzeu-
gen, Gartengeräten und sonstigem Bau- und Gartenbe-
darf handeln, diese Artikel ausstellen oder lagern, un-
zulässig.

3.2 Bordelle und bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und
Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen oder
auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet
ist, sind unzulässig.

3.3 Ausnahmen für Spielhallen und ähnliche Unterneh-
men im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, Wett-
büros sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren
Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit
sexuellem Charakter ausgerichtet ist, werden ausge-
schlossen.

3.4 Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung in der Fas-
sung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geän-
dert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479).“

§ 2
Die Begründung zur Änderung des Bebauungsplans wird

beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann beim örtlich
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtli-
che Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Bebauungsplans schriftlich
gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Hausbruch 12
Vom 14. August 2012

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 14. Juni
2011 (HmbGVBl. S. 256), und § 1 der Weiterübertragungsver-
ordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt
geändert am 29. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:

Hamburg, den 14. August 2012.

Das Bezirksamt Harburg
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§ 1
Die Verordnung über den Bebauungsplan Hausbruch 29

vom 9. Mai 1978 (HmbGVBl. S. 108) wird wie folgt geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung der
Verordnung über den Bebauungsplan Hausbruch 29“ wird
der Verordnung hinzugefügt.

2. In § 2 wird der bisherige Text der Festsetzung Nummer 1
und folgende Nummer 2 angefügt:
„2. Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe, soweit

sie nicht mit Kraftfahrzeugen, Booten, Möbeln, Teppi-
chen und sonstigen flächenbeanspruchenden Artikeln
einschließlich Zubehör oder mit Baustoffen, Werkzeu-
gen, Gartengeräten und sonstigem Bau- und Gartenbe-
darf handeln, diese Artikel ausstellen oder lagern, un-
zulässig.

2.1 Bordelle und bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und
Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen oder
auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet
ist, sind unzulässig.

2.2 Ausnahmen für Spielhallen und ähnliche Unterneh-
men im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, Wett-
büros sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren
Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit
sexuellem Charakter ausgerichtet ist, werden ausge-
schlossen.

2.3 Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung in der Fas-
sung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geän-
dert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479).“

§ 2
Die Begründung zur Änderung des Bebauungsplans wird

beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann beim örtlich
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtli-
che Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Bebauungsplans schriftlich
gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Hausbruch 29
Vom 14. August 2012

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 14. Juni
2011 (HmbGVBl. S. 256), und § 1 der Weiterübertragungsver-
ordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt
geändert am 29. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:

Hamburg, den 14. August 2012.

Das Bezirksamt Harburg
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Berichtigung

In der Dritten Verordnung zur Änderung der Arbeitszeit-
verordnung vom 26. Juni 2012 (HmbGVBl. S. 279) muss es
statt „§ 1 Absatz 2 Satz 1“ richtig heißen „§ 1 Absatz 2“.

Hamburg, den 3. August 2012.

Der Senat

§ 1

Die Verordnung über die Zuständigkeit des Amtsgerichts
Hamburg in Zivil- und Handelssachen sowie für die Erledi-
gung inländischer Rechtshilfeersuchen vom 1. September 1987
(HmbGVBl. S. 172), zuletzt geändert am 15. Februar 2011
(HmbGVBl. S. 80), wird wie folgt geändert:

1. Die Präambel wird wie folgt geändert:

1.1 Hinter dem Klammerzusatz „(Bundesgesetzblatt I 
Seite 3281)“ wird ein Komma eingefügt.

1.2 Die Textstelle „wird verordnet:“ wird durch folgende Text-
stelle ersetzt:

„§ 802 k Absatz 3 Satz 1 und § 882 h Absatz 2 Satz 1 der
Zivilprozessordnung in der Fassung vom 5. Dezember

2005 (BGBl. 2005 I S. 3205, 2006 I S. 431, 2007 I S. 1781),
zuletzt geändert am 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1577, 1579),
wird verordnet:“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:
2.1 In Nummer 16 wird hinter den Wörtern „Familiensachen

und“ das Wort „in“ eingefügt.
2.2 In Nummer 19 wird der Punkt am Ende durch ein Komma

ersetzt und folgende Nummer 20 angefügt:
„20. die Aufgaben des zentralen Vollstreckungsgerichts

nach § 802 k Absatz 1 und § 882 h Absatz 1 der Zivil-
prozessordnung.“

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Zwölfte Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über die Zuständigkeit des Amtsgerichts Hamburg in Zivil- und Handelssachen
sowie für die Erledigung inländischer Rechtshilfeersuchen

Vom 14. August 2012

Auf Grund von § 802 k Absatz 3 Satz 1 und § 882 h Absatz 2
Satz 1 der Zivilprozessordnung in der Fassung vom 5. Dezem-
ber 2005 (BGBl. 2005 I S. 3205, 2006 I S. 431, 2007 I S. 1781),
zuletzt geändert am 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1577, 1579), wird
verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 14. August 2012.


